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Satzung zur Änderung vom 9. Oktober 2025 
der Betriebssatzung von LVR-InfoKom  

vom 7. September 2005 

Aufgrund von § 6 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 Buchst. d der Landschaftsverbandsordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), von 
denen § 6 zuletzt durch Art. 3 des Gesetzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. S. 966) und § 7 
zuletzt durch Art. 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GV. NRW. S. 759, ber. 2019, S. 23) 
geändert worden ist, hat die Landschaftsversammlung Rheinland am 9. Oktober 2025 folgende 
Satzung zur Änderung der Betriebssatzung für die LVR-InfoKom beschlossen:  

§ 1 

Der § 2 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:  

„(2) Der Betrieb erbringt für den Landschaftsverband Rheinland und seine Einrichtungen 
Dienstleistungen auf dem Gebiet der Informationsverarbeitung und Kommunikationstechnik. 
Solche Dienstleistungen dürfen auch für die Rheinischen Versorgungskassen (RVK), die Rheinische 
Zusatzversorgungskasse (RZVK) sowie deren Mitglieder im Rahmen der, der RVK und der RZVK 
obliegenden oder übertragenen Aufgaben sowie für den Landesbetrieb Straßenbau und den Bau- 
und Liegenschaftsbetrieb des Landes NRW erbracht werden, soweit die Landesbetriebe durch 
öffentlich-rechtliche Vereinbarungen dem Landschaftsverband Rheinland befristet die 
Durchführung von Aufgaben auf dem Gebiet der Informationsverarbeitung und 
Kommunikationstechnik übertragen haben. Zu den Dienstleistungen im Sinne von Satz 1 gehören 
insbesondere: 

1. Beratung, Auswahl, Test, Beschaffung, Implementierung, Betrieb und Betreuung 

– der Netz-Infrastruktur mit den dazugehörigen Systemen und Verbindungskomponenten 
einschließlich der Netz-Software für zentrale und dezentrale Server sowie für Arbeitsplatzsysteme; 

– der Telekommunikationsinfrastruktur mit den dazugehörenden zentralen und dezentralen 
Systemkomponenten; 

– der System-Hard- und Software einschließlich Betriebssysteme und betriebssystemnahe 
Software wie Compiler, Datenbanken, Tools etc. einschließlich Basisdienste für Standardsoftware. 

2. Beratung, Auswahl, Test, zentrale Ausschreibung und Abschluss von Rahmenverträgen, 
Implementierung und Betreuung von Informations- und Kommunikationssystemen an den 
Arbeitsplätzen und daran angeschlossenen Komponenten einschließlich systemnaher Software 
sowie Erarbeitung von Standards. 

3. Entwicklung, Beratung, Auswahl, Beschaffung, Test, Implementierung, Schulung, Betrieb, 
Betreuung und Pflege von IT-Anwendungen möglichst auf der Basis von Standardsoftware. 

4. Auswahl, Test, Beschaffung, Implementierung, Fortschreibung und Betreuung sowie 
Entwicklung und Pflege von Individualsoftware.“ 
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§ 2 

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

Die vorstehende Satzung wird gemäß § 6 Absatz 2 der Landschaftsverbandsordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), der 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. S. 966) geändert worden ist, 
bekannt gemacht. 

Nach § 6 Absatz 3 Landschaftsverbandsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV.NRW. S. 657), der zuletzt durch Art. 9 des Gesetzes vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1346) 
geändert worden ist, kann die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Landschaftsverbandsordnung gegen die Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

- eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

- die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

- die Direktorin des Landschaftsverbandes hat den Beschluss der Landschaftsversammlung 
vorher beanstandet oder 

- der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Landschaftsverband vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Köln, 9. Oktober 2025 

Die Direktorin 
des Landschaftsverbandes Rheinland 

Ulrike L u b e k  


